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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 

federführenden Entwicklungsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag 

zu übernehmen: 

– unter Hinweis auf die Millenniumserklärung der Vereinten Nationen vom 8. September 

2000, 

– in Kenntnis des im Januar 2010 veröffentlichten Berichts des Entwicklungsprogramms der 

Vereinten Nationen (UNDP) mit dem Titel „Beyond the Midpoint: Achieving the 

Millennium Development Goals“, 

– in Kenntnis des UNPD-Berichts mit dem Titel „Der wahre Wohlstand der Nationen: 

Wege zur menschlichen Entwicklung“, 

– in Kenntnis des UN-Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung 

der Frau (CEDAW) vom 18. Dezember 1979, 

– in Kenntnis der Vierten Weltfrauenkonferenz von Beijing vom September 1995, die 

Erklärung und die Aktionsplattform von Beijing sowie die entsprechenden 

Abschlussdokumente, die anlässlich der nachfolgenden Sondertagungen der Vereinten 

Nationen Beijing +5, Beijing +10 und Beijing +15 über weitere Maßnahmen und 

Initiativen zur Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing am 9. Juni 

2000, am 11. März 2005 bzw. am 2. März 2010 angenommen wurden,, in denen die 

Mitgliedstaaten Maßnahmen ergriffen haben, um die Gleichstellung von Frauen und 

Männern in 12 Bereichen zu fördern, 

– in Kenntnis des Berichts der Vereinten Nationen mit dem Titel „Égalité des sexes: 

Tableau des progrès. Année 2012“, in dem die Fortschritte bei der Gleichstellung der 

Geschlechter, eines der acht Millenniums-Entwicklungsziele, bewertet werden, 

– in Kenntnis der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen mit dem 

Titel „Zwölfpunkte-Aktionsplan der EU zur Verwirklichung der Millenniums-

Entwicklungsziele“ (COM(2010)0159 endg.), 

– in Kenntnis des Arbeitsdokuments der Kommission mit dem Titel „EU-Aktionsplan zur 

Gleichstellung der Geschlechter und Teilhabe von Frauen in der 

Entwicklungszusammenarbeit (20102015)“ (SEC(2010)265) vom 8. März 2010 sowie der 

Schlussfolgerungen des Rates vom 14. Juni 2010 zu den Millenniums-

Entwicklungszielen, die diesen europäischen Aktionsplan definieren, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Juni 2010 „Fortschritte bei der 

Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele: Halbzeitbilanz zur Vorbereitung des 

Treffens der hochrangigen VN-Vertreter im September 2010“1, 

                                                 
1 ABl. C 236 E vom 12.8.2011, S. 48. 
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– unter Hinweis auf die Umsetzung des Aktionsprogramms, das auf der Internationalen 

Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung (ICPD) verabschiedet wurde, die im Jahr 

1994 in Kairo stattfand, und auf der die internationale Gemeinschaft anerkannt und 

bestätigt hat, dass die sexuelle und reproduktive Gesundheit und die zugehörigen Rechte 

für eine nachhaltige Entwicklung von grundlegender Bedeutung sind, 

A. in der Erwägung, dass die meisten Millenniums-Entwicklungsziele, insbesondere 

diejenigen zur Armutsbekämpfung, zur Schulbildung von Kindern und zur Senkung der 

Müttersterblichkeit, nur schwer erreicht werden können, wenn sich die Strategien zu ihrer 

Erfüllung nicht auch auf die Familie richten; 

B. in der Erwägung, dass sich zwei der Millenniums-Entwicklungsziele speziell auf Frauen 

beziehen: die Förderung der Gleichheit der Geschlechter und die Stärkung der Rolle der 

Frau (MEZ 3) und die Verbesserung der Gesundheit der Mütter (MEZ 5); in der 

Erwägung, dass drei weitere Ziele direkt einen Beitrag zur Verbesserung der 

Lebensbedingungen von Frauen und Mädchen leisten: Sicherstellung der 

Grundschulbildung für alle (MEZ 2), Reduzierung der Kindersterblichkeit (MEZ 4) und 

Bekämpfung von HIV, Malaria und anderen Krankheiten (MEZ 6);  

C. in der Erwägung, dass Frauen zwei Jahre vor dem Ablauf der Frist für die Erreichung der 

MEZ 2015 auf globaler Ebene weiterhin ärmer sind als Männer; in der Erwägung, dass es 

auf Ebene der Sekundarstufe nach wie vor erhebliche Unterschiede zwischen den 

Geschlechtern gibt, auch wenn mehr Mädchen eine Grundschulbildung erhalten; in der 

Erwägung, dass es beim derzeitigen Fortschrittstempo über 40 Jahre dauern wird, bis eine 

gerechte parlamentarische Vertretung erreicht wird, obwohl 20 % der 

Parlamentsmitglieder auf der Welt Frauen sind;  

D. in der Erwägung, dass es verschiedenen Studien zufolge positive Auswirkungen hat, wenn 

Frauen über Bildung verfügen und ihr eigenes Einkommen erwirtschaften und darüber 

verfügen können: die Mütter- und Kindersterblichkeit sinkt, die Gesundheit und 

Ernährung von Frauen und Kindern verbessert sich, die Agrarproduktion steigt, der 

Klimawandel kann abgeschwächt werden, das Bevölkerungswachstum verlangsamt sich, 

Volkswirtschaften wachsen und Armutsspiralen werden durchbrochen;  

1. fordert die Vereinten Nationen nachdrücklich auf, die Fortschritte bei der Förderung der 

Entwicklungsagenda zu beschleunigen und den Rechten der Frau und der Gleichstellung 

der Geschlechter eine größere Bedeutung beizumessen, indem sie ihnen in den 

Rahmenvorgaben für die Millenniums-Entwicklungsziele für die Zeit nach 2015 ein 

spezifisches Ziel widmen und ihren übergreifenden Charakter in allen Programmen der 

Entwicklungszusammenarbeit bekräftigen; 

2. sieht es als bedauerlich an, dass die derzeitigen Rahmenvorgaben für die Millenniums-

Entwicklungsziele den zugrundeliegenden strukturellen Ursachen des 

Geschlechtergefälles und den vielfachen, sich überschneidenden Formen der 

Diskriminierung von Frauen und Mädchen auf der ganzen Welt nicht wirksam begegnen 

konnten; erkennt an, dass Frauen Hauptakteure bei der Entwicklung der Rahmenvorgaben 

für die Zeit nach 2015 ebenso wie bei ihrer Umsetzung, Überwachung und 

Weiterentwicklung sein sollten; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, zu 

betonen, dass die Gleichstellung von Frauen und Männern als eigenständiges Ziel 
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formuliert werden muss und eine Voraussetzung für die Erreichung anderer 

Entwicklungsziele darstellt; 

3. betont, dass sich familienzentrierte politische Maßnahmen zur Unterstützung berufstätiger 

Eltern in vielen Bereichen der sozialen Entwicklung als wertvoll und wirksam erwiesen 

haben und dass die Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele selbst davon abhängt, 

in welchem Maße es Familien ermöglicht wird, dazu beizutragen; 

4. fordert die Vereinten Nationen nachdrücklich auf, die familienorientierten Bestimmungen, 

die in den Abschlussdokumenten der großen Konferenzen und Gipfel der Vereinten 

Nationen, die in den vergangenen Jahrzehnten stattgefunden haben oder in den 

kommenden Jahren noch stattfinden werden, festgelegt wurden, zu berücksichtigen, da die 

Ergebnisse dieser Konferenzen einen Rahmen für die Erreichung international 

vereinbarter Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungsziele, bieten 

und die internationalen Bemühungen in diese Richtung lenken; 

5. fordert die Vereinten Nationen nachdrücklich auf, die Bewertung der Millenniums-

Entwicklungsziele für die Zeit nach 2015 konsequent auf Grundlage des Index für 

geschlechtsspezifische Ungleichheit (Gender Inequality Index, GII) durchzuführen, der im 

UNDP-Bericht über die menschliche Entwicklung 2010 definiert wurde und der 

repräsentativste und umfassendste länderspezifische Index zum Stand der Gleichstellung 

der Geschlechter ist, und dabei quantitative wie qualitative Einschätzungen vorzunehmen; 

weist darauf hin, dass die Vereinten Nationen die Gründe genauer bewerten müssen, 

weshalb der Fortschritt bei der Verbesserung der Gesundheit der Mütter im Vergleich zu 

anderen MEZ langsamer ist; weist darauf hin, dass die Zielsetzungen und Indikatoren für 

die zukünftigen Ziele die Hürden, vor denen Frauen und Mädchen stehen (z. B. Zugang zu 

Bildung über die Anmeldung hinaus), wahrheitsgemäß widerspiegeln und nach 

Geschlecht aufgegliedert werden müssen, um sicherzustellen, dass bestimmte Teile der 

Bevölkerung nicht zurückgelassen werden; 

6. fordert, dass innerhalb der Rahmenvorgaben für die Millenniums-Entwicklungsziele für 

die Zeit nach 2015 ehrgeizige Ziele für die Rechte der Frauen und die Gleichstellung der 

Geschlechter festgelegt werden, und zwar im Hinblick auf die Stärkung der Rolle der Frau 

und das Wohlergehen der Frau, die uneingeschränkte und gleichberechtigte Beteiligung 

der Frau an der Entscheidungsfindung im öffentlichen Leben, sei es im politischen, 

wirtschaftlichen, sozialen oder ökologischen Bereich, die Bekämpfung der Gewalt gegen 

Frauen, den Zugang zu hochwertiger Bildung (auf Ebene der Grundschule, 

Sekundarschule oder Hochschule) und Ausbildung, die Förderung einer flächendeckenden 

Gesundheitsversorgung durch Gesundheitssysteme, die öffentlich und kostenlos sind, den 

Zugang zu Mikrokrediten zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung, den 

Zugang zu wirksamer und hochwertiger Gesundheitsversorgung, den flächendeckenden 

Zugang zu und die Verbesserung der sexuellen und reproduktiven Gesundheit und Rechte, 

die Qualität und Stabilität der Beschäftigung, gleiche Entlohnung, Karrieremöglichkeiten, 

die Vertretung der Frauen in der Politik und der Wirtschaft und Eigentums- und 

Erbrechte;  

7. fordert die Kommission und die Vereinten Nationen auf sicherzustellen, dass das Recht 

auf einen größtmöglichen Gesundheitsstandard, einschließlich sexueller und reproduktiver 
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Rechte, in den Rahmenvorgaben für die Entwicklungsziele für die Zeit nach 2015 als 

grundlegendes Menschenrecht anerkannt und umgesetzt wird und dass Ziele hinsichtlich 

des Zugangs zu hochwertigen, erschwinglichen, zugänglichen und akzeptablen 

Gesundheitsdiensten, zu Pflege und zu Informationen in allen Lebensphasen in den 

Rahmenvorgaben enthalten sind; ist der Ansicht, dass dies Folgendes beinhalten sollte: 

Zugang zu Verhütungsmitteln, vor allem für unverheiratete und junge Frauen; 

Verhinderung von sowie Unterstützung und Behandlung in Bezug auf unsichere 

Abtreibungen, HIV und andere sexuell übertragene Infektionskrankheiten und bei 

geschlechtsbezogener Gewalt; pränatale und postpartale Versorgung und Dienstleistungen 

und vertrauliche und zugängliche Dienstleistungen für junge Menschen; 

8. fordert, dass innerhalb der Rahmenvorgaben für die Millenniums-Entwicklungsziele für 

die Zeit nach 2015 alle Formen von Gewalt und schädlichen Praktiken gegen Mädchen 

und Frauen bekämpft werden: sexuelle Belästigung, Vergewaltigung und sexueller 

Missbrauch, Prostitution, Versklavung, Ausbeutung, Morde, Genitalverstümmelung bei 

Frauen, Zwangsheiraten, häusliche Gewalt usw.; betont, dass die Verteidigung der Rechte 

der Frauen, einschließlich ihrer sexuellen und reproduktiven Rechte und die 

Gewährleistung der Achtung ihrer Menschenwürde wesentlich ist, um 

geschlechtsbezogene Gewalt zu vermeiden und zu bekämpfen, um den Opfern Schutz und 

angemessene Beratung zu bieten und die Bestrafung der Täter sicherzustellen; fordert die 

Kommission auf, den Kampf gegen die Straflosigkeit für die Verantwortlichen für diese 

Gewalt zu einer der Prioritäten ihrer Entwicklungshilfepolitik zu machen; fordert, dass bei 

der Festlegung zukünftiger MEZ die spezifische Zielsetzung der Bekämpfung all dieser 

Formen von Gewalt gegen Frauen berücksichtigt wird, indem ein spezifisches Ziel für die 

Beseitigung von Gewalt gegen Frauen und Mädchen aufgenommen wird; 

9. betont die Notwendigkeit, Genitalverstümmelung, Verbrechen aus Gründen der Ehre, 

Zwangsehen, erzwungene Kinderehen und jede Form der Gewalt, insbesondere häusliche 

Gewalt, die unter anderem im Namen der Religion ausgeübt wird, weiterhin zu verurteilen 

und zu bestrafen; 

10. fordert die Vereinten Nationen nachdrücklich dazu auf, in den Rahmenvorgaben für die 

Zeit nach 2015 den Schwerpunkt auf die Synergie zwischen der Berücksichtigung der 

Sexual- und Fortpflanzungsrechte und der Verwirklichung weiterer Millenniums-

Entwicklungsziele zu legen, wie des Ziels, dass Mädchen ihre Schulausbildung vollenden, 

oder des Ziels der Stärkung der Position der Frau in der Gesellschaft, und auf diesem 

Wege den Zugang zu Familienplanungseinrichtungen insbesondere in ländlichen Gebieten 

zu fördern; 

11. fordert, dass die Rahmenvorgaben für die Millenniums-Entwicklungsziele für die Zeit 

nach 2015 einen partizipativen Ansatz und einen belastbaren, auf den Grundsätzen der 

Menschenrechte, der Gleichheit und Gerechtigkeit beruhenden Rahmen für die 

Rechenschaftspflicht sicherstellen, indem Maßnahmen und Mechanismen zur 

Nachverfolgung der politischen, programmatischen und finanziellen Rechenschaft bei 

menschenrechtlichen Verpflichtungen eingeführt werden; 

12. fordert ein verstärktes globales Handeln zur Bekämpfung der Mütter-, Säuglings- und 

Kindersterblichkeit und bekräftigt die zentrale Bedeutung des allgemeinen Zugangs zu 
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reproduktiver Gesundheit; 

13. fordert, dass die Erforschung wirksamerer und nachhaltigerer Präventions- und 

Behandlungsprogramme weiterhin unterstützt wird, einschließlich der Erforschung und 

Entwicklung im Zusammenhang mit wirksamen medizinischen Behandlungsformen, 

darunter Impfungen, Medikamente und Diagnostik; 

14. fordert, dass in den Rahmenvorgaben für die Zeit nach 2015 die Frauenvereinigungen in 

vollem Umfang in der Definition und der Formulierung des Inhalts der Millenniums-

Entwicklungsziele berücksichtigt werden sowie dass sie umfassend an der Umsetzung der 

Millenniums-Entwicklungsziele beteiligt werden, wobei man sich auf ihre Erwartungen 

und Erfahrungen stützt; 

15. betont nachdrücklich, dass die Frauen im Bereich der Ernährung und Ernährungssicherheit 

eine wesentliche Rolle spielen, da die Frauen in Afrika für 80 % der Landwirtschaft 

zuständig sind, obwohl sie weiterhin kaum die Möglichkeit haben, Eigentümerin des 

Ackerlandes zu werden, welches sie bewirtschaften; betont, dass die Beseitigung des 

Hungers folglich von Hilfsleistungen abhängt, die es den Landwirten ermöglichen, in 

ausreichendem Maße Lebensmittel für sich und ihre Familien zu produzieren; weist darauf 

hin, dass die meisten Kleinbauern Frauen sind; fordert die Einbindung eines 

gleichstellungsorientierten Ansatzes in alle Aspekte der Programmplanung für die 

Ernährungssicherheit; betont, dass Unterernährung durch faktengestützte Interventionen, 

insbesondere bei schwangeren Frauen und Kleinkindern, verhindert und behandelt werden 

muss; 

16. fordert die Vereinten Nationen nachdrücklich auf, bei der Überprüfung der Millenniums-

Entwicklungsziele für die Zeit nach 2015 einen menschenrechtsbasierten Ansatz zu 

verfolgen und sicherzustellen, dass Rechts- und Durchsetzungsmaßnahmen zum Schutz 

der Rechte der Frau durch angemessene Rechtsvorschriften ohne jede Form von 

Diskriminierung, Zwang oder Gewalt aus irgendeinem Grund, unabhängig von Alter, 

Geschlecht, Rasse, ethnischer, kultureller oder religiöser Zugehörigkeit, Familienstand, 

Invalidität, HIV-Status, Herkunftsland, Aufenthaltsstatus, Sprachkenntnissen, sexueller 

Orientierung, Geschlechtsidentität und anderen Faktoren und Status eingeführt werden; ist 

der Auffassung, dass alle Arten rechtlicher, politischer oder ordnungspolitischer 

Hindernisse, wie das Verbot des Schulbesuchs schwangerer Jugendlicher, beseitigt 

werden müssen; 

17. betont, dass eine hochwertige Grundbildung für marginalisierte Bevölkerungsgruppen 

bereitgestellt werden muss, insbesondere für diejenigen in ländlichen und von Konflikten 

betroffenen Gebieten sowie für Kinder mit Behinderung und für Kinderarbeiter; 

18. fordert nachdrücklich, dass weitere Anstrengungen zur Einbindung der 

geschlechtsspezifischen Dimension in alle ausländischen Hilfsmaßnahmen und -

programme unternommen werden, einschließlich derer zur Beseitigung der 

Frauendiskriminierung und der Gewalt gegen Frauen; fordert die Bereitstellung von 

Mitteln für Gleichstellungsstrategien in allen Entwicklungshilfeagenturen, einschließlich 

Mittel für lokale Frauenorganisationen, die sich um die wirtschaftliche Unabhängigkeit 

von Frauen und Mädchen bemühen; 
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19. fordert die weitere Erforschung der Verbindungen zwischen Kinder- und 

Erwachsenenpornographie und der Folgen, die sie auf Mädchen, Frauen, Jungen und 

Männer hat, sowie des Verhältnisses zwischen Pornographie und sexueller Gewalt und 

fordert konkrete Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung; 

20. fordert nachdrücklich die Ratifizierung des Übereinkommens der Vereinten Nationen zur 

Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau durch alle Länder, damit die 

Gleichstellung der Geschlechter gefördert wird; 

21. betont die Notwendigkeit, Gesundheitsprogramme für eine Stärkung der 

Gesundheitssysteme zu entwerfen und umzusetzen und dabei zu berücksichtigen, dass die 

weltweite Wirtschaftskrise die Fortschritte bei HIV/AIDS, Tuberkulose, Malaria und 

vernachlässigten Tropenkrankheiten unterwandert hat; 

22. hebt hervor, wie wichtig das Ziel bezüglich der Verbesserung der Gesundheit der Mütter 

ist, um die Muttersterblichkeit zu senken und einen allgemeinen Zugang zur sexuellen und 

reproduktiven Gesundheit und zur Familienplanung zu erreichen; betont nachdrücklich, 

wie wichtig die Erziehung in sexueller und reproduktiver Gesundheit sowie die Schaffung 

eines entsprechenden Bewusstseins als ein fester Bestandteil der Frauenrechte-Agenda 

sind; 

23. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, in Anbetracht des übergreifenden 

Charakters der Ziele der Gleichstellung der Geschlechter und der Nichtdiskriminierung 

aufgrund des Geschlechts den Entwicklungshilfebetrag für Programme anzuheben, die 

diesen Zielen dienen, damit die Einbeziehung dieser Dimension in jede Phase der 

Programmierung der Entwicklungshilfe (Feststellung, Ausarbeitung, Umsetzung und 

Bewertung) sichergestellt wird; 

24. unterstreicht die wichtige Rolle, die die Gleichstellung der Geschlechter und die Stärkung 

der Position von Frauen bei der Entwicklung und dem Erreichen aller MEZ spielen; 

betont, dass spezifische Programme zur weiteren Stärkung der Position von Frauen, ihrer 

sozioökonomischen Unabhängigkeit und zur weiteren Bekämpfung von 

Diskriminierungen ausgearbeitet werden müssen, um die Gleichstellung der Geschlechter 

und die Umsetzung der MEZ zu erreichen; 

25. bekräftigt mit Nachdruck seine bereits in anderen Entschließungen zum Ausdruck 

gebrachte Ansicht, dass es gemäß dem Aktionsprogramm, das auf der Internationalen 

Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung verabschiedet wurde, das Ziel von 

Familienplanungsprogrammen sein muss, Paaren und Einzelpersonen zu ermöglichen, 

sich zu informieren und auf dieser Grundlage eine freie und verantwortungsvolle 

Entscheidung darüber zu treffen, ob sie ein Kind haben wollen, wobei sie ihnen 

uneingeschränkten Zugang zu sicheren, effektiven und akzeptablen Methoden der 

Familienplanung ihrer Wahl haben müssen und keinerlei Zwang ausgeübt werden darf; 

fordert die Mitgliedstaaten, die Union und die UNO dazu auf, diesen Ansatz in den 

Rahmenvorgaben für die Millenniums-Entwicklungsziele für die Zeit nach 2015 

umzusetzen; 

26. fordert die zuständigen Behörden dazu auf, im Einklang mit den von den Vereinten 

Nationen definierten Strategien bei der Umsetzung der Strategie der Millenniums-
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Entwicklungsziele für die Zeit nach 2015 ein Konzept des „Family Mainstreaming“ zu 

verfolgen1; 

27. macht darauf aufmerksam, dass die Fortschritte bei MEZ 2 in Bezug auf die Bildung 

bescheiden waren; beobachtet insbesondere, dass mehr Mädchen eine Grundschulbildung 

erhalten; betont, dass größere Anstrengungen nötig sind, um zu erreichen, dass alle 

Mädchen die Grundschule abschließen und Zugang zu Sekundarschulen und Hochschulen 

erhalten; 

28. unterstreicht, dass besonderes Augenmerk auf die Bildung beider Geschlechter in 

geschlechterspezifischen Fragen ab Beginn der Schulzeit zu legen ist, sodass die sozial 

bedingten Einstellungen und Stereotypen allmählich geändert werden und erreicht wird, 

dass sich die Gleichstellung von Männern und Frauen in den Gesellschaften aller Länder 

der Welt als Grundsatz verankert; 

29. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, verbindliche Bestimmungen zum 

Verbot jeder Art von Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, des Familienstands und 

des Alters sowie verschiedener religiöser oder traditioneller Praktiken, darunter 

Geschlechtsverstümmelung, Genderzid, Ehrenverbrechen, Entführung und illegale 

Freiheitsberaubung von Frauen sowie Zwangsheirat, in ihre bilateralen Abkommen mit 

Drittländern einzubeziehen; 

30. fordert, dass die Rahmenvorgaben für die Millenniums-Entwicklungsziele für die Zeit 

nach 2015 ausreichende finanzielle Mittel für Entwicklung, Umwelt und Ausgaben 

zugunsten der Armen vorsehen, damit die Ziele erreicht werden; stellt fest, dass die 

Geldgeber für den Entwicklungsrahmen für die Zeit nach 2015 langfristige finanzielle 

Verpflichtungen eingehen müssen, wozu auch die Verpflichtung gehört, 0,7 % des 

Bruttonationaleinkommens als offizielle Entwicklungshilfe zur Verfügung zu stellen, und 

in steigende Erträge aus innovativen Finanzquellen investieren und der 

Steuerhinterziehung und der Steuervermeidung ein Ende bereiten sollten; 

31. bekräftigt erneut, wie wichtig die Berücksichtigung der Situation der Frauen ist, nicht nur 

als schutzbedürftige Bevölkerungskategorie, sondern auch als Aktionshebel der 

Entwicklungspolitiken; unterstreicht außerdem die nachgewiesenen Kompetenzen von 

Frauen im Bereich der Problem- und Konfliktlösung und fordert deswegen die 

Kommission und alle Staaten auf, die Beteiligung von Frauen in den Aktions- und 

Arbeitsgruppen zu verstärken;  

32. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, bei den kommenden 

Verhandlungen mit einer Stimme zu sprechen und die Empfehlungen des Parlaments bei 

der Haltung der EU zu den Rahmenvorgaben für die MEZ für die Zeit nach 2015 

einzubeziehen; 

33. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, den 20. Jahrestag des Internationalen Jahres 

der Familie, der auf den Vorabend des Zieljahrs der MEZ fällt, zu unterstützen, da er 

erneut eine Gelegenheit zur Rückbesinnung auf die Rolle der Familie als Teil eines 

integrierten umfassenden Ansatzes bei der Entwicklungsarbeit bietet; 

                                                 
1 Menschrechtsrat der Vereinten Nationen, Resolution 12/21 und weitere Resolutionen zu diesem Thema. 
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34. betont, dass die mangelnden Fortschritte bei den Millenniums-Entwicklungszielen im 

Zusammenhang mit der Stellung der Frau nicht durch finanzielle oder technische 

Hindernisse bedingt sind, sondern vor allem durch einen Mangel an politischem Willen; 

35. fordert nachdrücklich eine Bereitstellung humanitärer Hilfe durch die EU, die zur 

Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele beiträgt und von den durch die USA oder 

andere Geldgeber auferlegten Einschränkungen für die humanitäre Hilfe unabhängig 

gemacht wird, indem insbesondere sichergestellt wird, dass Frauen und Mädchen, die 

Opfer von Vergewaltigung in bewaffneten Konflikten geworden sind, Zugang zu 

Abtreibung haben. 
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